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(2) Der Bescheid muß enthalten:

1. Bezeichnung des Ausstellers,
2. Bezeichnung des Energieabnehmers,
3. hochstzulässige Leistungsinanspruchnahme in m3/d,
4. Wirkungszeit des Bescheides,
5. Rechtsmittelbelehrung.

§4
(1) Gegen den Bescheid gemäß § 2 ist die Beschwerde zu­

lässig. Sie kann innerhalb einer Frist von 2 Wochen nach Zu­
stellung beim Leiter des ausstellenden Organs eingelegt wer­
den und muß begründet sein. Die Beschwerde hat keine auf­
schiebende Wirkung.

(2) Wird der Beschwerde nicht stattgegeben, ist sie mit einer 
Stellungnahme innerhalb einer Frist von 2 Wochen
— dem Generaldirektor der WB Energieversorgung in den 

Fällen des § 3 Abs. 1 Ziff. 1,
- — dem Vorsitzenden der Bezirksenergiekommission in den 

Fällen des § 3 Abs. 1 Ziff. 2 
zu übergeben, der innerhalb weiterer 2 Wochen zu entscheiden 
hat. Der Beschwerdeführer ist von der Abgabe zu unterrich­
ten.

(3) Können die Fristen der Beschweidebearbeitung nicht 
eingehalten werden, ist dem Beschwerdeführer ein begrün­
deter Zwischenbescheid zu geben und darin der voraussicht­
liche Entscheidungstermin zu nennen.

§5
(1) Der Bescheid zur Absenkung der Leistungsinanspruch­

nahme kann geändert oder aufgehoben werden.

(2) Auf die Änderung oder Aufhebung sind die §§ 2 bis 4 
entsprechend anzuwenden.

§ 6
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig als Leiter eines Betrie­

bes oder Vorsitzender einer Genossenschaft oder leitender Mit­
arbeiter entgegen den Festlegungen des § 2 Gas aus öffent­
lichen Versorgungsnetzen bezieht oder die Nachweise über 
die Einhaltung der im energiewirtschaftlichen Bescheid vor­
gegebenen höchstzulässigen Inanspruchnahme von Gas nicht 
ordnungsgemäß führt, kann mit einem Verweis oder einer 
Ordnungsstrafe von 10 M bis 500 M belegt werden.

(2) Ist eine vorsätzliche Handlung gemäß Abs. 1 aus Vor­
teilsstreben oder wiederholt innerhalb von 2 Jahren begangen 
und mit Ordnungsstrafe geahndet worden oder wurden die 
gesellschaftlichen Interessen grob mißachtet, kann eine Ord­
nungsstrafe bis zu 1 000 M ausgesprochen werden.

(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt 
dem Direktor des Energieversorgungsbetriebes bzw. dem zu­
ständigen Stellvertreter des Vorsitzenden des Rates des Krei­
ses, jeweils nach der Zuständigkeit für die Erteilung des Be­
scheides gemäß § 2.

(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und 
den Ausspruch von Ordnungsstrafen gilt das Gesetz vom
12. Januar 1968 zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten
- OWG - (GBl. I Nr. 3 S. 101).

§7
Diese Anordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung, der § 6 

einen Monat später in Kraft.

Berlin, den 31. Oktober 1979

Der Minister 
für Kohle und Energie

M i t z i n g e r

Anordnung 
über die Finanzierung des Abrisses 

baufälliger Wohngebäude

vom 18. Oktober 1979

Im Einvernehmen mit dem Präsidenten der Staatsbank der 
Deutschen Demokratischen Republik wird für die Finanzie­
rung des Abrisses baufälliger Wohngebäude, die nicht sozia­
listisches Eigentum sind, folgendes angeordnet:

§ 1

(1) Wird ein nicht zum sozialistischen Eigentum gehörendes 
Wohngebäude,
— das nicht mehr erhaltenswert und auf Grund von Auflagen 

der Staatlichen Bauaufsicht gesperrt ist, abgerissen1 oder
— bei unmittelbarer Gefahr gemäß Auftrag der Staatlichen 

Bauaufsicht abgerissen,1

so hat die Finanzierung der Abrißkosten durch den Eigentü­
mer bzw. Verfügungsberechtigten zu erfolgen.

(2) Hat der Eigentümer bzw. Verfügungsberechtigte keine 
eigenen Mittel zur Begleichung der Abrißkosten, kann nach 
den Bestimmungen dieser Anordnung Kredit gewährt werden.

§ 2

Der Rat der Stadt oder Gemeinde, in dessen Territorium das 
für einen Abriß gemäß § 1 vorgesehene Wohngebäude liegt, 
gewährt dem Eigentümer bzw. Verfügungsberechtigten Unter­
stützung durch die Planung und Bereitstellung von Abrißka­
pazitäten.

§3

(1) Der Eigentümer bzw. Verfügungsberechtigte, der den Ab­
riß des Wohngebäudes nicht aus vorhandenen Mitteln finan­
zieren kann, hat das dem Rat der Stadt oder Gemeinde, in 
dessen Territorium das Wohngebäude liegt, nachzuweisen.

(2) Der Rat der Stadt oder Gemeinde hat den erfolgten 
Nachweis formlos zu bestätigen.

§4

Bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 3 gewährt das zu­
ständige volkseigene Kreditinstitut zur Finanzierung der Ab­
rißkosten im erforderlichen Umfang einen Kredit. Der Kredit 
darf nicht gewährt werden, wenn das Grundstück bereits bis 
zum Wert oder darüber hinaus mit volkseigenen Hypotheken­
forderungen belastet ist.

§5

(1) Kredite gemäß § 4 sind durch Aufbauhypotheken ent­
sprechend § 456 bzw. § 457 des Zivilgesetzbuches der Deutschen 
Demokratischen Republik vom 19. Juni 1975 (GBl. I Nr. 27 
S. 465) zu sichern.

(2) Erlöse aus Abrißmaterial sind zur Tilgung der Kredite 
zu verwenden.

§ 6

(1) Ist eine Kreditgewährung gemäß § 4 nicht möglich, ist das 
Grundstück durch den Rat der Stadt oder Gemeinde rechtsge­
schäftlich zu erwerben. Scheitert ein rechtsgeschäftlicher 
Erwerb, ist die Inanspruchnahme nach der Zweiten Durchfüh­
rungsbestimmung vom 29. September 1972 zum Aufbaugesetz 
(GBl. II Nr. 59 S. 641) herbeizuführen.

(2) Die Finanzierung des Abrisses eines in das Volkseigen­
tum überführten Wohngebäudes erfolgt nach den hierfür gel­
tenden Rechtsvorschriften.

1 § 12 der Verordnung vom 22. März 1972 über die Staatliche Bauaut- 
Sicht (GBl. П Nr. 26 S. 285)


